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Ergänzung zur Beschlußempfehlung 
des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wehrrechts und des Zivildienstrechts 
— Drucksachen 9/1897, 9/2279 — 

Die Beschlußempfehlung — Drucksache 9/2279 — 
wird wie folgt ergänzt: 

1. In Artikel 1 wird Nummer 7 gestrichen. 

2. In Artikel 1 wird Nummer 10 wie folgt gefaßt: 

,10. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird um folgenden Halb-
satz ergänzt: 
„es sei denn, sie sind innerhalb die-
ser Frist ihrer Anmelde- oder Ab-
meldepflicht nach den Landesgeset-
zen über das Meldewesen nachge-
kommen,". 

bb) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 
„4. ausgehändigte 	Bekleidungs- 

und Ausrüstungsstücke ohne 
Entschädigung jederzeit er-
reichbar sorgfältig aufzubewah-
ren und zu pflegen, sie nicht 
außerhalb des Wehrdienstes zu 
verwenden, eine mißbräuchliche 
Benutzung durch Dritte auszu-
schließen, den Weisungen zur 
Behandlung der Sachen nachzu-
kommen, die Sachen der zustän-
digen Dienststelle auf Aufforde-
rung vorzulegen und ihr Schä-
den sowie Verluste unverzüglich 
zu melden,". 

cc) Nummer 5 erhält folgende Fassung: 
„5. die Pflicht, den Wehrpaß und 

das Personalstammblatt sorgfäl-
tig aufzubewahren, nicht miß-
bräuchlich zu verwenden und 
auf Aufforderung der zuständi-
gen Dienststelle vorzulegen 
oder zurückzugeben,". 

dd) Folgende Sätze werden angefügt: 
„Satz 1 Nr. 4 und 5 gilt auch für die 
Zeit nach Beendigung der Wehr-
überwachung. Die Wehrpflichtigen 
haben für schuldhaft verursachte 
Schäden und Verluste an ausgehän-
digten Bekleidungs- und Ausrü-
stungsstücken Geldersatz zu leisten. 
Die Schadensersatzansprüche ver-
jähren in drei Jahren von dem Zeit-
punkt an, in dem die zuständigen 
Behörden von dem Schaden Kennt-
nis erlangen, ohne Rücksicht auf 
diese Kenntnis in dreißig Jahren 
von der Begehung der Handlung 
an."  

b) Absatz 6 a wird gestrichen. 

c) Folgender Absatz 9 wird angefügt: 

„(9) Zum Zwecke der Wehrüberwa-
chung teilt die Meldebehörde dem zu-
ständigen Kreiswehrersatzamt die in 
§ 18 Abs. 1 des Melderechtsrahmengeset-
zes genannten Daten aller männlichen 
Deutschen zwischen dem vollendeten 
achtzehnten und zweiunddreißigsten Le-
bensj ahr sowie spätere Änderungen die- 
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ser Daten mit. In gleicher Weise ist bei 
Wehrpflichtigen zu verfahren, von denen 
der Meldebehörde durch Mitteilung der 
Wehrersatzbehörde bekannt ist, daß sie 
auch nach Vollendung des zweiunddrei-
ßigsten Lebensjahres der Wehrüber-
wachung unterliegen. 

3. In Artikel 1 wird Nummer 13 Buchstabe g wie 
folgt gefaßt: 

,g) Absatz 4 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. wenn gegen ihn auf Freiheitsstrafe 
oder Strafarrest von drei Monaten oder 
mehr oder auf eine nicht zur Bewäh-
rung ausgesetzte Jugendstrafe erkannt 
ist; das gleiche gilt, wenn die Ausset-
zung einer Jugendstrafe zur Bewäh-
rung widerrufen wird." ' 

4. In Artikel 1 wird Nummer 21 Buchstabe b wie 
folgt gefaßt: 

,b) In Absatz 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „er-
statten" die Worte „; § 24 Abs. 6 Nr. 1 zweiter 
Halbsatz ist nicht anzuwenden" eingefügt.' 

5. In Artikel 4 wird nach Nummer 7 folgende Num-
mer 7 a eingefügt: 

,7a. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 1 wird um folgenden Halb-
satz ergänzt: 
„es sei denn, sie sind binnen einer Woche 
ihrer Anmelde- und Abmeldepflicht nach 

den Landesgesetzen über das Meldewe-
sen nachgekommen,". 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Wehrersatzbehörde teilt dem 
Bundesamt die ihr von den Meldebehör-
den nach § 24 Abs. 9 Satz 1 des Wehr-
pflichtgesetzes übermittelten Daten der 
Personen, die nicht der Wehrüberwa-
chung unterliegen, zum Zweck der Zivil-
dienstüberwachung mit. Das Bundesamt 
löscht die Daten, die hierzu nicht erfor-
derlich sind."' 

6. In Artikel 4 wird Nummer 14 Buchstabe b wie 
folgt gefaßt: 

,b) Absatz 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. wenn gegen ihn auf Freiheitsstrafe 
oder Strafarrest von drei Monaten oder 
mehr oder auf eine nicht zur Bewäh-
rung ausgesetzte Jugendstrafe erkannt 
ist; das gleiche gilt, wenn die Ausset-
zung einer Jugendstrafe zur Bewäh-
rung widerrufen wird." ' 

7. Nach Artikel 4 wird folgender Artikel 4 a einge-
fügt: 

,Artikel 4 a 
Änderung des Melderechtsrahmengesetzes 

Das Melderechtsrahmengesetz vom 16. Au-
gust 1980 (BGBl. I S. 1429) wird wie folgt geän-
dert: 

In § 17 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „in § 2 
Abs. 2 Nr. 1, 3 und 4" durch die Worte „in § 2 
Abs. 2 Nr. 1 und 3" ersetzt.' 
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